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(Nr. 2201.) Verordnung, betreffend die Uebertragung landesherrlicher Befugniſſe auf den 
Statthalter in Elſaß⸗Lothringen. Vom 5. November 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 
von Preußen ꝛc. Ä 
thun kund und fügen zu wiſſen: 

Nachdem Wir den Fürſten Hermann zu Hohenlohe-Langenburg zum Kaiſer⸗ 
lichen Statthalter in Elſaß⸗Lothringen ernannt haben, übertragen Wir demſelben 
hierdurch, auf Grund des F. 1 des Geſetzes vom 4. Juli 1879, betreffend die 
Verfaſſung und Verwaltung Elſaß-Lothringens Reichs-Geſetzbl. S. 165), die 
nachſtehenden Befugniſſe, inſoweit ſie nach geltendem Recht dem Staatsoberhaupte 
vorbehalten ſind: 

1. die Vollziehung der Verordnungen, welche zum Gegenſtande haben: 


ie Anordnung von Wahlen zu den Bezirkstagen und den Kreis 
agen; 
e ſowie die Schließung der Bezirkstage und der Kreis⸗ 
age; 
die Suspenſion und die Vernichtung von Beſchlüſſen der Bezirks⸗ 
tage und der Kreistage; 
die Feſtſtellung der Haushalts-Etats und das Rechnungsweſen 
der Bezirke / 
die Beſtimmung der Zahl der Kammern bei den Landgerichten; 
Abänderungen in der Umgrenzung der Kreiſe und der Gemeinden; 
die Auflöſung von Kreistagen und von Gemeinderäthen; 
Reichs- Geſetzbl. 1894. 94 


Ausgegeben zu Berlin den 14. November 1894. 


— 530 — 


die Ermächtigung von Bezirken, Gemeinden und öffentlichen An⸗ 
ſtalten zur Aufnahme von Anleihen ſowie zur Erhebung von 
Steuerzuſchlägen; 


ir ge 


die Ermächtigung zur Erhebung von Oktroigebühren und die 
Genehmigung der auf die Erhebung dieſer Gebühren bezüglichen 
Reglements, 


die Genehmigung der Gemeinderathsbeſchlüſſe, durch welche der 
aus den Erträgniſſen des Oktrois vorweg zu nehmende Theil 
des Perſonal⸗ und Mobiliarſteuerkontingents beſtimmt wird; 


die Ermächtigung zur Erhebung von Brückengeld, Fährgeld; 
die Errichtung von Handelskammern, die Feſtſetzung der Mit: 


gliederzahl und die Umgrenzung der Bezirke der Handels⸗ 
kammern, 


die Anerkennung gemeinnütziger Anſtalten und die Genehmigung 
der Statuten derartiger Anſtalten ; 


die Genehmigung der Errichtung von Kranken- und Siechen⸗ 
häuſern; 

die Genehmigung der Errichtung und die Aufhebung von Spar⸗ 
faffen; 

die Errichtung und Genehmigung der Satzungen von Penſtons⸗ 
und Hülfskaſſen für die Beamten der Bezirke und Gemeinden 
ſowie für die Mitglieder von Feuerwehren, welche Opfer ihrer 
Pflichttreue bei Bränden geworden ſind, und die Angehörigen 
derſelben; 


die Ermächtigung zur Bildung von Bodenkreditgeſellſchaften und 
von Verſicherungsgeſellſchaften ſowie die Genehmigung der 

Statuten derartiger Geſellſchaften; 

die Abänderung der Umgrenzung und die Verlegung des Pfarr⸗ 
ſitzes katholiſcher oder proteſtantiſcher Pfarreien 

die Abgrenzung von Inſpektionsbezirken der Kirche Augsburgiſcher 
Konfeſſion, von proteſtantiſchen Konſiſtorialbezirken, von 
israelitiſchen Konfiftorial- und Rabbinatsbezirken; 

die Ermächtigung zur Eröffnung neuer Kultusſtätten ; 


die Ermächtigung juriſtiſcher Perſonen zur Annahme von 
Schenkungen oder letztwilligen Zuwendungen; 
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die Ermächtigung zur Ausführung gemeinnütziger Arbeiten und 
die Feſtſtellung der Dringlichkeit derartiger Arbeiten, ſoweit 
dieſelben nicht für das Reich ausgeführt werden; 

die Klaſſirung oder Deklaſſirung öffentlicher Straßen; 

die Feſtſetzung allgemeiner Baufluchtpläne; 

die Bezeichnung der Gewäſſer, welche als ſchiff⸗ oder flößbar 
anzuſehen find; 

die Erlaubniß zu baulichen Vorrichtungen in derartigen Gewäſſern 
und die Exlaubniß, aus denſelben Waſſer abzuleiten; 

die Ausräumung der nicht ſchiffbaren Kanäle und Flüſſe ſowie 
die Unterhaltung der dazu gehörigen Dämme und Kunftbauten; 

die Vertheilung des Waſſers zwiſchen Induſtrie und Landwirth⸗ 
ſchaft an nicht ſchiff⸗ oder flößbaren Waſſerläufen, 

die Genehmigung von Verträgen, durch welche Holzberechtigungen 
in Staatsforſten gegen Abtretung von Waldgrundſtücken ab⸗ 
gelöft werden; 

die Feſtſetzung des Meiſt⸗ und Mindeſtbetrages des für den Be⸗ 
ſuch der höheren öffentlichen Schulen zu erhebenden Schulgeldes 

die Ermächtigung zu Namensänderungen; 

die Ermächtigung öffentlicher Behörden oder Korporationen, über 
die Verleihung von Ehrengeſchenken oder ſonſtige Ehren⸗ 
bezeigungen Beſchluß zu faſſen 

die Genehmigung zur Beiſetzung von Biſchöfen in ihren Kathedral⸗ 
kirchen und von Pfarrern in ihren Pfarrkirchen. 

2. Die Befugniß zum Erlaß von Geldſtrafen, welche durch richterliches 
Urtheil oder im Verwaltungswege rechtskräftig erkannt ſind, und die 
Befugniß zur Gewährung der Rehabilitation; 

die Befugniß zum Erlaß von Steuern, Gebühren, Gefällen, 
zur Niederſchlagung von Kaſſendefekten und fiskaliſchen Forderungen 
ſowie die Befugniß zur Genehmigung nachträglicher Abänderung für 
den Landesfiskus und für die Bezirke abgeſchloſſener Verträge; 

die Befugniß zur Bewilligung eines den Zeitraum von vier 
Monaten überſteigenden Strafaufſchubs in den Fällen des $. 488 der 
Strafprozeßordnung. 

3. Die Ernennung und Abberufung der Bürgermeiſter und deren Bei⸗ 

geordneten; 

die Ernennung der Gemeinderechner, 

die Ernennung der Präſidenten der Vereine zu gegenſeitiger Unter- 
ſtützung, 


a: 


die Ernennung der Mitglieder der Spezialkommiſſionen für die 
Austrocknung von Sümpfen und ähnlichen Arbeiten von öffentlichem 
Intereſſe ; 

die Genehmigung der von den katholiſchen Biſchöfen des Landes 
vorgenommenen Ernennungen zu geiſtlichen Aemtern und die Ge— 
nehmigung der Abberufung von ſolchen Aemtern, 

die Beſtätigung der Ernennung und der Abberufung proteſtantiſcher 
Pfarrer; 

die Genehmigung der Wahlen der Präſidenten der proteſtantiſchen 
Konſiſtorien, die Ernennung der geiſtlichen Inſpektoren der Kirche 
Augsburgiſcher Konfeſſion und die Genehmigung der Wahlen der 
weltlichen Inſpektoren; 

die Beſtätigung der Ernennung und Wahlen zu Aemtern des 
israelitiſchen Kultus. 


Iſt der Statthalter an der Ausübung der ihm übertragenen Befugniſſe 
verhindert, ſo ſind in den vorbezeichneten Angelegenheiten Unſere Entſchließungen 
einzuholen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 5. November 1894. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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